
China-Reise. Der erste Termin findet
im Volkskongress statt, ein Gespräch
mit dem Vizevorsitzenden des Auswär-
tigen Ausschusses, Herrn Xiu Fujin.
Frau Lieberknecht bemüht sich,
schnell auf das Thema Solarindustrie
zu sprechen zu kommen. Schließlich
habe der neugewählte chinesische
Staatschef gerade angekündigt, dass
es einen gemeinsamen Weg geben
soll. 

Die Ministerpräsidentin stellt Thürin-
gen als Standort der Solarproduktion
vor und wirbt für eine Einigung beider
Seiten, bevor in Brüssel über mögliche
Strafzölle entschieden wird. Unser Ge-
sprächspartner zeigt sich offen, bleibt
in seinen Äußerungen aber auch sehr
diplomatisch: Es müsse ein gemeinsa-

Solarindustrie und Sozialis-
mus chinesischer Prägung

Vor zwei Jahren haben sich auch
Mitglieder der Fraktion DIE LINKE
im Thüringer Landtag an einer wis-
senschaftlichen Befragung betei-
ligt. Wie stark sich Politiker den
Spielregeln der Medien anpassen,
so lautete damals die Frage, der
sich Nachwuchsforscher Daniel
Pontzen für seine Dissertation wid-
mete. Insgesamt konnte er 1.036
Parlamentarier (732 Landtags-,
201 Bundestags- und 103 Europa-
abgeordnete) zu Antworten moti-
vieren. Seine Untersuchungser-
gebnisse liegen nun vor.

Die vielfach beklagte stetige Zu-
nahme der Medialisierung (also ei-
ne sich permanent ausweitende
Anpassung von Politikern an die
Spielregeln der Medien) sowie eine
damit einhergehende schleichen-
de „Entkernung“ des politischen
Prozesses, lasse sich nicht bele-
gen, konstatiert Pontzen. Das Fazit
seiner Untersuchung: Die media-
len Fähigkeiten ersetzen die der
Politikherstellung nicht, sondern
ergänzen sie. Pontzen verweist al-
lerdings auch darauf, dass darge-
stellte Sachkompetenz bei Politi-
kern nicht selten wichtiger sei als
tatsächliche, die Skandalisierung
des politischen Gegners ein gängi-
ges Mittel sei und die Talkshow vor
allem als Bühne zur Selbstdarstel-
lung genutzt werde.

Die komplette Studie ist unter
dem Titel „Politiker in der Mediali-
sierungsspirale? Eine Abgeordne-
ten-Befragung auf Landes-, Bun-
des- und EU-Ebene“ im Tectum-
Verlag erschienen. 

Stefan Wogawa 
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Neue Studie zur
Medienanpassung

Nicht nur warme
Worte zum Kindertag

„Wir wünschen uns für die Kin-
der in Thüringen, dass sie künftig
in den Kommunen mehr zu sagen
haben und die Politik Methoden
findet, um Kinder angemessen an
ihren Entscheidungen zu beteili-
gen“, so MdL Matthias Bärwolff an-
lässlich des Internationalen Kin-
dertages. „Neben einer Senkung
des Wahlalters fordern wir, die Be-
teiligung von Kindern und Jugendli-
chen institutionell auszubauen“, so
der kinderpolitische Sprecher.
Auch das Thema Kinderschutz ist
weiter im Fokus der Linksfraktion:
„Die Forderung von Grünen und
FDP, das Gesetz über die Früher-
kennungsuntersuchungen zu ver-
ändern und Eltern künftig nicht
mehr zentral einzuladen, um damit
Kosten zu sparen, lehnen wir ab.
Kinderschutz kostet Geld und die-
ses Geld ist gut angelegtes. Was
wir brauchen, ist zusätzlich ein
Ausbau der Kitas zu Eltern-Kind-
Zentren, damit auch die Eltern ein-
gebunden werden können.“           

des „Sozialismus chinesischer Prä-
gung“. Es entwickelt sich ein recht of-
fenes Gespräch über Gerechtigkeit,
Rechtssicherheit von Bürgern und da-
mit auch über deren Freiheitsrechte.
Dabei fallen einigermaßen verblüffen-
de Sätze wie: „Wir haben eine 5000-
jährige Entwicklung und wir haben
festgestellt, dass der sozialistische
Weg der beste für uns und unser Land
ist.“ Mit dem Bild der riesigen Städte
vor Augen, in denen Werbetafeln das
Stadtbild prägen, fällt mir zumindest
optisch die Abgrenzung von westli-
chen, kapitalistischen Zentren sehr
schwer.

Auch wenn das Wort Menschenrech-
te nicht direkt fällt, ist es wohl doch
der Mittelpunkt des Gesprächs. Das
wird insbesondere bei den Themen Of-
fenheit, Kritikfähigkeit und der Rolle
des Internets deutlich. Für Xiu Fujin ist
wichtig, dass nicht westliche Maßstä-
be entscheidend sein können, sondern
nur gemeinsames Lernen und Entwik-
keln helfe hier weiter. Er sieht China
auf dem Weg zu einem Rechtsstaat,
der seinen Bürgern immer Rechtssi-
cherheit gewähren will. Dies sei noch
ein langer Lernprozess. 

Am Ende des Gesprächs verweist er
auf Konfuzius: Man solle immer tole-
rant und offen sein, um sich kennenler-
nen zu können.

Eine große Thüringer Delegation
mit Ministerpräsidentin Christine
Lieberknecht, den Vorsitzenden der
Landtagsfraktionen und Vertretern
aus Wirtschaft, Wissenschaft und
Kultur reiste in der letzten Mai-Wo-
che nach China. Es wurden zahlrei-
che Gespräche geführt und Verein-
barungen getroffen zur wirtschaftli-
chen und auch wissenschaftlichen
sowie kulturellen Zusammenarbeit,
wie z.B zwischen der TU Ilmenau
und der Tongji Hochschule in
Shanghai. 

China gehört zu den wichtigsten
Handelspartnern  Thüringens, die vom
Freistaat einzubringenden Potentiale
erstrecken sich vom Maschinen- und
Fahrzeugbau, der Medizintechnikher-
stellung, den Umwelt- und Informati-
onstechnologien bis hin zur Ernäh-
rungsindustrie. Der Fraktionsvorsit-
zende der LINKEN, Bodo Ramelow,
hielt über Twitter und sein Web-Tage-
buch die Interessierten zu Hause auf
den Laufenden und sorgte dabei auch
für Heiterkeit, als er z.B. dieses Tisch-
karten-Foto (mit Mike Mohring, dem
CDU-Fraktionsvorsitzenden)  schickte.

Sehr zu empfehlen sind Bodo Rame-
lows Web-Tagebucheintragungen. Hier
Auszüge aus denen vom 29. Mai:

Nun also Peking – dritter Tag unserer

mes Handeln geben, denn auch China
braucht selbst mehr regenerative Ener-
gien.

Im weiteren Verlauf spricht Herr Xiu
Fujin dann von sich aus ganz offen
über den Kampf gegen die Korruption
in seinem Land und über das Modell

Nachdem in der Landtagssitzung
am 24. Mai der gemeinsame Antrag
der Fraktionen von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE zur
Aufhebung der Residenzpflicht im
Landtag als erster Tagesordnungs-
punkt aufgerufen werden sollte,
wurde 22. Mai ein Verordnungsent-
wurf des Innenministeriums be-
kannt, mit dem die sogenannte Re-
sidenzpflicht voraussichtlich zum 1.
Juli 2013 in Thüringen aufgehoben
werden soll.

„Falls der Verordnungsentwurf un-
verändert in Kraft treten wird, ist dies
eine längst überfällige Entscheidung
der Thüringer Koalitionsregierung und
ein Erfolg des langjährigen Protestes
von Flüchtlingen, Flüchtlingsorganisa-
tionen und einer Vielzahl von Institutio-
nen und Organisationen. 

Ohne den Antrag der Fraktionen DIE
LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und die Ankündigung von SPD-Abge-
ordneten, entsprechend des verfas-
sungsrechtlich garantierten Rechts
von Abgeordneten nach ihrem Gewis-
sens abzustimmen, hätte es nicht eine
solche Verordnung gegeben. 

Dass nicht bei beiden Koalitionspart-
nern humanitäre Motive für die nun-
mehrige Abkehr von der bisherigen dis-
kriminierenden Regelung zu Grunde la-
gen, zeigt, wie notwendig gesellschaft-
licher Druck außerhalb der Parlamente

Oppositions-Druck bezwingt Residenzpflicht 

und eine starke Opposition im Landtag
sind“, erläuterte die flüchtlingspoliti-
sche Sprecherin der Fraktion DIE LIN-
KE, Sabine Berninger.

Für die Thüringer Landtagsfraktion
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜEN erklärte
Astrid Rothe-Beinlich, flüchtlingspoliti-
sche Sprecherin der Fraktion: „Dass
die Aufhebung der Residenzpflicht so-
lange gedauert hat, ist beschämend.
Schließlich ist Bewegungsfreiheit ein
Menschenrecht, das selbstverständ-
lich auch für Asylsuchende und Gedul-
dete gelten muss. Von daher ist der Mi-
nisterentwurf nach monatelanger Blok-
kade der Koalitionsfraktionen richtig.

Allerdings hat die Entscheidung zur
Aufhebung der Residenzpflicht auch ei-
nen faden Beigeschmack, da diese of-
fensichtlich erst durch eine Reihe von
Deals innerhalb der Koalition zustande
kam. Mit Menschenrechten dealt man

nicht.“ Die beiden Flüchtlingspolitike-
rinnen wiesen zudem darauf hin, dass
die Verordnung bislang nur ein Entwurf
ist. Und Papier ist bekanntlich gedul-
dig. Zudem muss das Innenministeri-
um noch die kommunalen Spitzenver-
bände beteiligen.

„Wie wir mit unserem gemeinsamen
Antrag umgehen, werden wir noch ent-
scheiden. Eines ist allerdings klar. Wei-
tere Schritte für eine menschlichere
Flüchtlingspolitik müssen selbstver-
ständlich folgen. Dazu gehört unter an-
derem die Abschaffung des Asylbewer-
berleistungsgesetzes auf Bundesebe-
ne und ein Ende der Einschränkung der
Bewegungsfreiheit bundesweit“, so Sa-
bine Berninger und Rothe-Beinlich ab-
schließend.

Archivfoto der Kundgebung des
Flüchtlingsrats vor dem Landtag in Er-
furt am 26. April                                    


